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WISSENSCHAFT FUR DIE PRAXIS

Der konjunkturneutrale Haushalt — 
Tautologie ohne empirischen Aussagegehalt
Thies Thormählen, Bonn

Vor zehn Jahren setzte sich der Sachverständigenrat in seinem Jahresgutachten für „operationale 
Regeln der Budgetgestaltung“ ein, die über das „altväterliche Prinzip des formalen Haushaltsausgleichs“ 
hinausgehen ’ ). Er stellte in diesem Zusammenhang erstmalig die Forderung auf, daß die öffentlichen 
Ausgaben in dem Maße zunehmen sollten, wie das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential wächst. 
In der folgenden Untersuchung wird gezeigt, warum das vom Sachverständigenrat entwickelte Konzept 
des konjunkturneutralen Haushalts bei den politischen Entscheidungsträgern nicht den erhofften Ein­
gang gefunden hat: Weder sind die Voraussetzungen für seine praktische Anwendung gegeben, noch 
sind seine theoretischen Grundlagen gesichert.

In der wissenschaftlichen Literatur werden dem 
Konzept des konjunkturneutralen Haushalts fol­

gende Funktionen zugewiesen2): Es dient als Leit­
linie für mittelfristige, allokationspolitisch ausge­
richtete Ausgabenentscheidungen und als Beurtei­
lungsmaßstab für die kurzfristige, konjunkturpoli­
tisch ausgerichtete Aufgabenerfüllung der öffent­
lichen Haushalte. Der Staat verhält sich danach 
konjunkturneutral, wenn er für sich genommen den 
Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktionspotentials nicht verändert3). Aus dieser 
allgemeinen Regel für die Konjunkturneutralität

’ ) Jahresgutachten (JG) des Sachverständigenrats zur Begutach­
tung der gesam tw irtschaftlichen Entw icklung (erschienen als Bun­
destags- u. -ratsdrucksachen sow ie im Kohlham m er-Verlag, Stutt- 
gart-M ainz) 1966/67, Tz. 251.

2) Vgl. u .a . K.-P. F o x :  Konzepte zur B eurte ilung der konjunk­
tu re llen  W irkungen ö ffen tlicher Haushalte, Diss. Saarbrücken 1974, 
S. 239; O. G a n d e n b e r g e r :  Zur Messung der ko n junkture l­
len W irkungen ö ffen tlicher Haushalte, Tübingen 1973, S. 92 f . ; 
H. T i m m :  Der konjunkturneutra le  ö ffen tliche  Haushalt, in: 
T heorie  und Praxis des finanzpolitischen In tervention ism us, Fritz 
Neumark zum 70. Geburtstag, hrsg. v. H. H a l l e r  u .a ., Tüb in­
gen 1970, S. 391.

3) Vgl. JG 1970/71, Tz. 324 sow ie JG 1968/69, Tz. 115.

Dr. Thies Thormählen, 31, Dipl.-Volkswirt, 
ist Regierungsrat z. A. in der Abteilung für 
Grundsatzfragen der Finanzpolitik des Bun­
desministeriums der Finanzen. Er beschäf­
tigt sich mit den Wirkungen der öffentlichen 
Haushalte im Wirtschaftsablauf. In diesem 
Aufsatz gibt der Verfasser nicht die Auffas­
sung des BMF, sondern seine persönliche 
Meinung wieder.

hat der Sachverständigenrat Regeln für die Aus­
gaben- und Einnahmenentwicklung im Zeitablauf 
abgeleitet. Es stellt sich die Frage, aus welchen 
theoretischen Vorstellungen das Konzept abgelei­
tet ist, welcher Natur es ist und welche Funktio­
nen es tatsächlich erfüllt.

Modelltheoretische Basis

Das Sachverständigenrats-Konzept bezieht sich 
auf eine weitgehend akzeptierte Definition von 
Konjunkturschwankungen —  das sind Schwankun­
gen im Auslastungsgrad des Produktionspoten­
tia ls4) —  und zielt darauf ab, den Einfluß der 
Nachfragekomponente „Staat“ auf die Entwicklung 
der Gesamtnachfrage und damit auf den nach­
fragebestimmten Auslastungsgrad des gesamtwirt­
schaftlichen Produktionspotentials isoliert, „für 
sich allein“ 5), zu bestimmen.

Der Sachverständigenrat läßt jedoch nicht genau 
erkennen, von welchen Modellvorstellungen er 
sich leiten läßt. Basiert das Konzept auf einer Kon- 
junkturtheorie, einer Wachstumstheorie, einer 
Kombination beider Theorien oder einer sonstigen 
Theorie? Die Antwort gibt der Sachverständigen­
rat nicht. Somit bleibt nur die Alternative, die von 
den Gutachtern möglicherweise über Bord gewor­
fene Theorie zu suchen bzw. die von den Prak­
tikern der Politikberatung vielleicht unbewußt be­
triebene Theorie aufzudecken. Wie im folgenden

4) Vg l. JG 1969/70, Tz. 113.

5) JG 1968/69, Tz. 115.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

belegt wird, basiert das Konzept des konjunktur­
neutralen Haushalts auf der Domarschen Wachs­
tumstheorie 6).

Der potentielle Vorwurf, daß diese modelltheore­
tische Basis dem Konzept unterstellt sei, trifft aus 
folgenden Gründen nicht zu: Einerseits legen die 
Regeln des Konzepts diese Auslegung nahe. Wie 
im folgenden gezeigt wird, entsprechen die Ergeb­
nisse des zugrunde gelegten Wachstumsmodells 
den Hauptregeln. Andererseits erlaubt die mit dem 
Konzept verbundene mittelfristig angelegte, allo- 
kative Grundentscheidung eine solche Interpreta­
tion 7). Bei der Bestimmung des Basishaushalts, 
der im wesentlichen von allokativen Zielen geprägt 
wird, haben nämlich spezielle konjunkturpolitische 
Überlegungen keine Rolle gespielt8). Denn nach 
Auffassung des Sachverständigenrates ist die Ba­
sis, von der aus fortgeschrieben wird, dann „kon­
junkturneutral, wenn das Produktionspotential 
durch staatliche Ausgaben in einem Ausmaß in 
Anspruch genommen wird, wie es die gesetz­
gebenden Körperschaften für die Situation der 
Vollbeschäftigung mittelfristig festlegen“ 9).

Insofern ist es gerechtfertigt, von einem Wachs­
tumsmodell auszugehen, das auf einer selbstän­
digen Theorie des Trends10) beruht und dessen 
eigentliches Interesse nicht dem Konjunkturzyklus 
gilt. Die Bedeutung der Basis aus dieser Sicht 
liegt darin, „daß der Gleichgewichtspfad, auf dem 
sich eine Variable im Zeitablauf bewegt, nicht nur 
durch die Wachstumsrate selbst, sondern auch 
durch die Ausgangslage bestimmt wird. Erst wenn 
die Ausgangslage bekannt ist, läßt sich der Ablauf 
in der Zeit beschreiben und das Gleichgewichts­
einkommen für jeden beliebigen Zeitpunkt ermit­
teln“ ").

Bei einem Domar-Wachstumsmodell mit Einschluß 
des Staates ist die Änderung (d) des gesamtwirt­

6) Es ist das Verdienst von E. L a n g  (Ansatzpunkte und Kon­
zeptionen zur Bestim m ung der konjunkturgerechten B u d ge tp o li­
tik , M eisenheim  am Glan 1975), auf diesen Sachverhalt m. E. erst­
malig aufmerksam gemacht zu haben.

7) Die a lloka tive  G rundorien tierung des Konzepts w ird  von 
fo lgenden Autoren gesehen bzw. herausgestrichen: P. O I  I - 
m a n n :  Der konjunkturneutra le  Haushalt —  Auch Sachverstän­
dige irren, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 50. Jg. (1970), H. 4, S. 257 f.;
G. K r a u s e - J u n k :  Zum Konzept des konjunkturneutra len 
öffentlichen Haushalts, in : Finanzarchiv N.F., Bd. 30 (1971/72), 
S. 218 f.; d e r s e l b e :  Problem e des konjunkturneutra len ö ffen t­
lichen Haushalts, in : W irtschaftsw issenschaftliches Studium  1972,
H. 11, S. 486; K. B ü n g e r ,  M.  W e i l e p p :  Konzepte zur M es­
sung der Kon junkturw irkungen der S taatstätigkeit, in : W IRT­
SCHAFTSDIENST, 53. Jg. (1973), H. 6, S. 326 f. ; K.-P. F o x :  Noch 
e inm al: Zum Konzept des konjunkturneutra len  öffen tlichen Haus­
halts, in : Finanzarchiv N.F., Bd. 31 (1972/73), S. 21 ff.; d e r ­
s e l b e :  Konzepte zur B e u r te i lu n g . . . ,  a .a .O . ,  S. 191 ff.; 
0 . G a n d e n b e r g e r , a .a .O . ,  S. 79 ff .; E. L a n g ,  a .a .O . , 
S. 44, 72 ff.

8) Vg l. G. K r a u s e - J u n k :  P roblem e des . . ., a. a. O., S. 486;
H. T i m m ,  a. a. O., S. 390.

5) JG 1969/70, Tz. 113.

10) Vgl. G. B o m b a c h :  Zur Theorie  des w irtschaftlichen
Wachstums, in : W eltw irtschaftliches Archiv, Bd. 70 (1953), H. 1,
S. 139.

" )  Ebenda, S. 120 f.

WIRTSCHAFTSDIENST 1976/VII

schaftlichen Angebots (P) eine Funktion der staat­
lichen (Ist) und privaten (lPr) Investitionen, so daß 
sich der Kapazitätseffekt (dP) einer Investition (I) 
ergibt als
(1) dP =  k • (lPr +  g • Ast),

wobei k die Kapitalproduktivität symbolisiert, die 
für beide Investitionsarten gleich und im Zeitablauf 
konstant angesetzt wird 12). Der Verhaltenspara­
meter (g) gibt den Anteil der von den staatlichen 
Entscheidungsträgern gewünschten Investitionen 
an den Staatsausgaben (Ast) wieder:
(2) Ist ~  g * Ast.

Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage (Y) ist defi­
niert als
(3 ) Y  =  Cpr +  Ipr +  Ast.

Der private Konsum (C pr) und die private Erspar­
nis (Spr) hängen vom verfügbaren Einkommen (YPr) 
ab. Vereinfachend werden marginale und durch­
schnittliche Sparquote (sPr) gl eich gesetzt:
(4 ) Spr =  Spr * Ypr.

Entsprechend der Definition für das verfügbare 
Einkommen (Ypr =  Y  —  T) ergibt sich für die pri­
vate Sparfunktion:
(5) Spr =  Spr • (1 - 1) • Y .

Dabei verknüpft die Steuerquote bzw. der Einkom­
mensteuersatz (t) die Aggregate gesamtwirtschaft­
liche Nachfrage und Steueraufkommen (T):
(6) T =  t • Y.
Wünscht der Staat jeweils einen bestimmten An­
teil (a) am Angebotspotential für seine Nachfrage 
in Anspruch zu nehmen, so ergibt sich
(7) Ast =  a • Y.
Die staatliche Sparfunktion errechnet sich aus den 
Definitionsgleichungen für die staatliche Erspar­
nis (Sst) und dem staatlichen Konsum (C st):

(8 ) Sst =  T  — Cst
(9 ) Cst — Ast — Ist

unter Beachtung der Verhaltensgleichungen (2), 
(6) und (7):
(10) S s t =  ( t - a  +  g -a ) • Y.
Der Multiplikatoreffekt (dY) einer zusätzlichen In­
vestition (dl) ergibt sich aus (5) und (10) unter Be­
achtung der Definitionsgleichung für die gesamt­
wirtschaftlichen Investitionen (I =  Spr +  Sst) nach 
Differentiation: d .
(11) dY = ----------------------------------------
v 1 Spr-(1 - t )  +  ( t - a  +  g-a).
Werden in der gesamtwirtschaftlichen Gleich­
gewichtsbedingung
(12) dY =  dP
der Kapazitätseffekt (dP) gemäß (1) und der Multi­
plikatoreffekt (dY) gemäß (11) unter Beachtung der 
Definitionsgleichung für die gesamtwirtschaftlichen

12) Diese vereinfachende Annahm e kann durch realitätsnähere 
Ansätze ersetzt werden, z. B. kann ohne Schw ierigkeit zwischen 
der K ap ita lp roduktiv itä t p riva ter und staatlicher Investitionen 
unterschieden werden. Vgl. R. L. F r e y :  Infrastruktur, T üb in ­
gen, Zürich 1970, S. 48 f.
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Investitionen (I =  Ipr +  Ist) berücksichtigt, so ist 
die gleichgewichtige Wachstumsrate (w) bestimmt:

(13) ~  =  k • [sPr • (1 -  t) +  (t -  a +  g • a)]
=  dY =  dP _  w 13)

Haupt- und Nebenregeln

Wie aus der Wachstumstheorie bekannt ist, wach­
sen alle Größen des Modells auf dem Gleich­
gewichtspfad mit der gleichen Rate w. Folglich 
läßt sich zeigen, daß die Hauptregeln des Sach- 
verständigenrats-Konzepts, das sind die Ausga­
ben-, Einnahmen- und Verschuldungsregel, aus 
den wachstumstheoretischen Vorstellungen abge­
leitet sind und damit den angenommenen Verhal­
tensfunktionen (vgl. (2), (6), (7)) des Staates ent­
sprechen u).

Die Ausgabenregel folgt unmittelbar aus (13). Die 
Parameter a und g bleiben nämlich nur konstant, 
wenn sich der Staat gemäß (7) und (2) verhält, so

d_a,ß dAst dlst dCst
(14) — — =  w und- w ist.

(13) unter Berücksichtigung der Parameterkon­
stanz der Verhaltensfunktionen (6) und (7) 

dD
(16) ~ D ~ =  W
und lautet: „Konjunkturneutral . . .  ist eine länger­
fristige Kreditaufnahme der öffentlichen Hand, die 
von einer konjunkturneutralen Basis aus mit der 
gleichen Rate wächst wie das Sozialprodukt“ 20). 
Dem Modell und Konzept entsprechend bleibt 
dann auch der Anteil der öffentlichen Verschul­
dung an den privaten Ersparnissen konstant, weil 

dC pr dSpr

Cpr Spr
W ist.

Ast Ist Ost
Daher lautet die Ausgabenregel: „Die Ausgaben­
seite eines öffentlichen Haushalts is t ... konjunktur­
neutral, wenn die Ausgaben prozentual so stark 
zunehmen, wie das Produktionspotential wächst. 
Das gilt nur für den Fall, daß der Haushalt, von 
dem aus fortgeschrieben wird (Basis), konjunktur­
neutral war“ 15). Der fortgeschriebene Haushalt 
und der Basishaushalt müssen also die gleiche 
Ausgabenstruktur aufweisen 16).

Bei Konstanz der Einnahmenstruktur17) ist gemäß 
(13) und der Verhaltensfunktion des Staates hin­
sichtlich seiner Einnahmen18) gemäß (6) die 
Wachstumsrate der Steuern bestimmt als 

dT(15) - j - =  w

so daß die entsprechende Steuereinnahmenregel 
lautet: „Die Einnahmeseite der öffentlichen Haus­
halte ist . . . dann konjunkturneutral, wenn bei un­
verändertem Steuersystem zu erwarten ist, daß 
die Steuereinnahmen —  bei einem Zuwachs des 
Sozialprodukts entsprechend dem Wachstum des 
Produktionspotentials —  mit der gleichen Rate zu­
nehmen wie das Sozialprodukt (Aufkommenselasti­
zität gleich eins, das heißt, die Steuerbelastungs­
quote ist konstant)“ 19).

Die Verschuldungsregel folgt aus der Definition 
des Finanzierungssaldos (D =  T — Ast) und aus

Da sich aber die tatsächliche wirtschaftliche Ent­
wicklung nicht enstprechend den im Modell vor­
gegebenen und abgeleiteten Bedingungen voll­
zieht, sind als Nebenregeln die Progressions-, 
Haushalts-, Preisniveau- und Preisstrukturregeln 
erforderlich. Sie stellen aber lediglich Modifika­
tionen der Hauptregeln d a r21).

Im deutschen Steuersystem ist die Aufkommens­
elastizität größer als eins. Daher bedarf es der 
Progressionsregel22), daß nämlich „entweder in 
entsprechendem Umfange Steuersenkungen oder 
Ausgabenerhöhungen vorgenommen werden (müß­
ten), sollen zusätzliche Entzugseffekte bei den 
Privaten verhindert beziehungsweise kompensiert 
werden“ 23). Ob tatsächlich die gleichen ökonomi­
schen Wirkungen eintreten, wenn Steuersätze ge­
senkt bzw. Ausgaben kompensatorisch erhöht 
werden oder von vornherein ein proportionales 
Steuersystem besteht, ist in der Literatur bereits 
eingehend diskutiert worden 24).

Eine ähnliche Wirkungsanalyse wäre notwendig, 
um die Gültigkeit der Haushaltsregel zu bestäti­
gen: „Eine Änderung der Staatsquote ist konjunk­
turneutral, wenn den konjunkturellen Effekten, die 
von der Ausgabenseite ausgehen, gleich große, 
aber entgegengerichtete konjunkturelle Effekte, 
die von der Einnahmenseite ausgehen, gegenüber­
stehen“ 25). Daß die Komponenten des Budgets 
unterschiedliche Nachfrageeffekte haben, ist ge­
sicherte Erkenntnis seit Bestehen des Haavelmo-

'3) Zum Ergebnis vg l. A. P e a c o c k ,  G.  K. S h a w :  The Eco­
nom ic Theory of Fiscal Po licy, 1. Aufl., Oxford 1971, S. 99; R. A. 
M u s g r a v e :  Finanztheorie, Tübingen 1966, S. 445; E. L a n g ,  
a. a. O., S. 51.
i<) Vgl. E. L a n g ,  a. a. O., S. 52 ff.
15) JG 1969/70, Tz. 113.
16) Vgl. JG 1968/69, Tz. 115.
17) Vgl. ebenda.

1®) Bei den sonstigen Einnahm en geht der Sachverständigenrat
davon aus, daß d ie  Ist-E innahm en konjunkturneutra l s ind (vgl. 
JG 1970/71, Tz. 325). Da s ie  zudem qua n tita tiv  bedeutungslos
sind, fa llen  sie a ls ko n ju nkture lle  S teuerungsinstrum ente ohne­
h in  aus.
1») JG 1969/70, Tz. 113.
20) JG 1970/71, Tz. 346.
21) Vgl. E. L a n g ,  a. a. 0. ,  S. 51 f.
22) Vg l. K.-P. F o x :  Noch einm al . . . .  a. a. O. ,  S. 24.
23) JG 1969/70, Tz. 113.
M ) Vg l. JG 1970/71, Tz. 350 f.; B. R a h m a n n , B. R ü r u p : Der 
konjunkturneutra le  Haushalt a ls  Instrum ent der Regelblndung?, 
in : K o n ju nk tu rp o litik , 18. Jg., 1972, S. 265; K. B ü n g e r ,  M. 
W e i I e p p , a. a. O., S. 328; G. K r a u s e - J u n k :  Zum Kon­
zept . . . .  a. a. O., S. 221; D. B i e h I u. a.: Zu den konjunkture l­
len W irkungen der H ausha ltspo litik  In der Bundesrepublik 
Deutschland 1960-1970, in : Die W eltw irtschaft 1971, H. 2, S. 131 f.;
H. T i m m ,  a. a. O. ,  S.  394 ff.
25) JG 1970/71, Tz. 325.
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Theorems. Dabei kann der Spezialfall nicht aus­
geschlossen werden, daß aus „der unendlichen 
Vielfalt möglicher Kombinationen bestimmter zu­
sätzlicher Steuern und Ausgaben gleichen Um­
fangs . . .  bestimmte Kombinationen ohne konjunk­
turellen Gesamteffekt bleiben“ 26). Dieser Spezial­
fall kann jedoch nicht verallgemeinert werden. 
Im übrigen läßt sich aus dieser Regel der Schluß 
ziehen, daß Konjunkturneutralität nicht gesondert 
für Ausgaben und Einnahmen bestimmt werden 
kann; folglich bilden die Hauptregeln des Kon­
zepts ein integrales Ganzes.

Da entgegen den Modellvorstellungen sich in der 
wirtschaftlichen Wirklichkeit Preisniveau und -Struk­
tur ändern, löst sich der Sachverständigenrat in­
sofern von der Idee einer am Gleichgewichtspfad 
orientierenden Politik und stellt Preisregeln auf. 
„Zu berücksichtigen sind . . . Preisniveausteigerun­
gen, die —  gemessen am Preisindex des Brutto­
sozialprodukts —  selbst bei konjunkturneutraler 
Haushaltsgebarung zu erwarten sind“ 27). Die 
Quantifizierung der Erwartungsgröße „konjunktur­
neutrales Preisniveau“ erfolgt anhand von vier 
Komponenten, so daß zwar die Schätzwillkür ein­
geengt, jedoch nicht beseitigt w ird 28). Da sich 
außer dem Preisniveau auch die Preisstruktur 
ständig ändert, und zwar zuungunsten des Staa­
tes 29), müßten nach Ansicht des Sachverständigen­
rates zusätzliche nominelle Ausgaben getätigt 
werden, damit der Haushalt konjunkturneutral bzw. 
der reaie Staatsanteil konstant bleibt. Da dieser 
Gedanke vom Sachverständigenrat nicht weiter 
verfolgt wird, setzt er also den Spezialfall voraus, 
daß die nominelle Struktur der Staatsausgaben 
und des Sozialprodukts einander genau entspre­
chen 30).

Tautologische Ableitungen

Nach der Darstellung der dem Konzept zugrunde­
liegenden Theorie und der daraus folgenden 
Hauptregeln soll nun der empirische Aussage­
gehalt des Konzepts untersucht werden. Dieser 
wird im wesentlichen dadurch eingeschränkt, daß 
die Wachstumstheorie, auf der das Konzept offen­
sichtlich basiert, keine befriedigende Erklärung der 
Wirklichkeit liefert. Bei der Domarschen Wachs­
tumstheorie handelt es sich nämlich streng genom­
men um eine „Theorie der Erfordernisse für gleich- 
gewichtiges Wachstum“ 31), denn sie „setzt sich . . .

2Ä) G. K r a u s e - J u n k :  Problem e d e s . . . ,  a .a .O . ,  S. 486.
27) JG 1969/70, Tz. 113, JG 1970/71, Tz. 334.
28) Vgl. im e inzelnen JG 1970/71, Tz. 336, sowie K.-P. F o x :  Kon­
zepte zur B eurte ilung . . a. a. O., S. 212 ff.; d e r s e l b e :  Die 
Berücksichtigung von Pre isn iveausteigerungen bei der Beurte i­
lung kon junkture lle r W irkungen ö ffen tlicher Haushalte, ¡n: 
Finanzarchiv N.F., Bd. 33 (1975), H. 3; H. T i m m , a. a. O., S. 392.
29) „Das Niveau der Preise fü r Waren und D ienste, d ie  der Staat 
nachfragt, e rhöht sich im a llgem einen stärker a ls das Niveau 
der übrigen Preise“ (JG 1970/71, Tz. 337).
30) Vgl. H. T i m m , a. a. O., S. 392 f.
31) K. R o s e :  G rundlagen der W achstum stheorie, G öttingen 1971,
S. 20.

ein gewünschtes Ergebnis (das genau definierte 
fortschreitende Gleichgewicht) und fragt nach den 
Bedingungen, unter denen das Ergebnis eintritt. 
Die Voraussetzungen werden sozusagen auf das 
a priori gegebene Ziel zugeschnitten“ 32). (Unter 
Bedingungen kann grundsätzlich zweierlei ver­
standen werden: einerseits empirische Bedingun­
gen, bei deren Vorliegen ein davon unabhängig 
definiertes Gleichgewichtswachstum eintritt, ande­
rerseits logische Bedingungen, d. h. Voraussetzun­
gen, aus denen das Auftreten des Gleichgewichts­
wachstums logisch ableitbar ist oder ohne das es 
nicht abgeleitet werden kann33)).

Würden die Annahmen über das Verhalten des 
Staates (vgl. (2), (6), (7)) als Hypothesen oder 
Komponenten einer Hypothese betrachtet, ließen 
sie sich mit der Wirklichkeit konfrontieren. Bewähr­
ten sie sich bei Überprüfung, stiege der empirische 
Aussagegehalt der Theorie. Es würde jedoch an 
ein Wunder grenzen, wenn die Verhaltensannah­
men, die ja nicht der Realität entnommen, son­
dern im nachhinein gesetzt werden, um das ge­
wünschte Ergebnis zu erhalten, der Wirklichkeit 
entsprechen sollten 34). Insofern ergibt sich ein ge­
trübtes Bild: „Sobald man die grundlegenden An­
nahmen auszuloten versucht, trifft man auf eine 
Reihe von Hypothesen, die der empirischen Nach­
prüfung bedürfen und die sich dabei nicht immer 
bestätigen lassen dürften“ 35).

Um die dem Konzept zugrundeliegende Wachs­
tumstheorie gegen die Erfahrung und Tatsachen 
abzuschirmen, da die genannten Hypothesen über 
das Verhalten des Staates offensichtlich jederzeit 
falsifiziert werden können, werden diese daher zu 
solchen Aussagen herabgestuft, deren logische 
Implikationen zu untersuchen sind. Damit werden 
aus Gleichungen über das Verhalten des Staates 
Definitionsgleichungen, aus empirischen Aussagen 
analytische Aussagen bzw. Tautologien36), aus 
empirischen Bedingungen logische Bedingungen.

Die logischen Bedingungen, die für das vorgege­
bene erwünschte Ergebnis, d. h. den konjunktur­
neutralen Haushalt, notwendig sind, werden also 
auf diesen zugeschnitten und spiegeln sich in den

32) K. R o s e :  Der Erkenntniswert der W achstum sm odelle, in: 
Jahrbücher fü r N ationalökonom ie  und S ta tis tik , Bd. 168 (1956), 
S. 330.

33) Vg l. H. A l b e r t :  W achstum sm odelle und Realität, In: Jahr­
bücher fü r N ationalökonom ie und S ta tis tik , Bd. 169 (1958), S. 122; 
d e r s e l b e :  M ode ll-P laton lsm us, abgedruckt in: Log ik  der 
Sozialw issenschaften, Hrsg. E. T o p l t s c h ,  8. Aufl., Köln 1972, 
S. 415.

34) Vg l. K. R o s e :  Der E rke n n tn isw e rt. . ., a. a. O., S. 330.

35) K.-P. F o x :  Konzepte zur B eurte ilung . . ., a. a. O., S. 236.

36) Der tauto log ische C harakter der W achstum stheorie bzw. der 
G leichung (13) w ird  besonders deutlich, wenn ein Domar-Wachs- 
tum sm odell ohne Einschluß des Staates betrachtet w ird . Von der 
G leichung der g le ichgew ich tigen  Wachstumsrate

b le ib t nach entsprechender Kürzung d ie  bekannte Gleichung 
I =  S.
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Hauptregeln des Konzepts wider. Das zugrunde­
gelegte Modell und das daraus abgeleitete Kon­
zept des konjunkturneutralen Haushalts stellen 
somit nichts anderes dar als eine Reihe von mit­
einander verknüpften definitorischen Sätzen37). 
Definitionen sind aber analytisch kraft Festset­
zung 38). Daher ist nicht nur Andel zuzustimmen, 
daß es sich bei den Ausführungen des Sachver­
ständigenrats um „Setzungen“ handelt, die weni­
ger der finanzpolitischen Analyse als vielmehr der 
politischen Überredung dienen39), sondern auch 
Ollmann: „Die vom Rat gegebene Regel ist keine 
theoretisch fundierte Aussage . . . ,  sondern einfach 
ein Begriff, der dadurch, daß er Vorstellungen über 
bestimmte Wirkungen weckt, zur Norm wird“ 40). 
Aufgrund des tautologischen Charakters der Theo­
rie ist das Konzept nicht für instrumentale oder 
prognostische Zwecke geeignet, weil rein logische 
Aussagen sich nicht in instrumentale umformen 
lassen; eine solche Transformation würde eine 
Verletzung der Regeln der Logik bedeuten 41).

Isolierung des Staatssektors

Aufgrund der bisherigen Ausführungen könnte 
man die dem Konzept zugrundeliegende Theorie 
als „Quasitheorie“ 42) bezeichnen, da in dem sich 
empirisch gebenden Aussagensystem Hpothesen 
von raum-zeitlich beschränkter Gültigkeit auftreten 
(Basisjahr 1966 und die daraus folgenden Fort­
schreibungsregeln), die jedoch analytisch relati­
viert bzw. tautologisiert werden. Tatsächlich ist 
der Aussagegehalt des Konzepts noch weiter ein­
geschränkt, da es sich nur isoliert auf den Staats­
sektor bezieht: „Konjunkturneutral nennen wir 
einen Staatshaushalt, der für sich allein den Aus­
lastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produk­
tionspotentials im Laufe der Haushaltsperiode 
weder erhöht noch senkt“ 43).

Das Konzept läßt also nicht nur —  wie oben ge­
zeigt —  den Bezug zu einer nachfrageorientierten 
Wirkungslehre staatlicher Ausgaben und Einnah­
men vermissen, sondern zerschneidet darüber hin­
aus auch die Wirkungszusammenhänge zwischen 
staatlicher und privater Aktivität, wie sie in dem 
Wachstumsmodell ihren Ausdruck finden. Für 
Krause-Junk ist dies ein „entscheidender Denk­
fehler“ , denn es gibt „keine sozusagen im staats­
freien Raum begründete Vollbeschäftigungssitua­

37) Vgl. K. R o s e :  Der E rke n n tn isw e rt. . a. a. O., S. 330.

38) Vgl. H. A l b e r t :  M odell-P laton ism us, a .a .O . ,  S. 425, An­
m erkung 6.

39) Vgl. N. A  n d e I : Das Konzept des konjunkturneutra len Haus­
halts, in : F inanzarchiv N.F., Bd. 32 (1973), H. 1, S. 46, 49, 58.

4°) P. O l l m a n n ,  a. a. O., S. 256.

41) Vgl. H. A l b e r t :  W achstum sm odelle und Realität, a .a .O . , 
S. 124.
42) H. A l b e r t :  T heorie  und Prognose in den Sozia lw issen­
schaften, abgedr. in : Log ik  der Sozialw issenschaften, Hrsg. E. 
T  o p i t  s  c h , 8. A u fl., Köln 1972, S. 131 ff.

43) JG 1968/69, Tz. 115; Hervorhebung durch den Verfasser.

tion per se, sondern nur eine Situation, in der die 
Konstellation aller staatlichen und privaten Hand­
lungsparameter zusammen Vollbeschäftigung be­
schert“ 44). Würde sich der Staat darüber hinaus 
ständig konjunkturneutral entsprechend den Haupt- 
und Nebenregeln verhalten, so käme dies letztlich 
einem Verzicht auf aktive Konjunkturpolitik gleich, 
wobei die Anpassungslasten bei konjunkturellen 
Störungen vom privaten Sektor zu tragen wären45).

Mit der Isolierung des Staatssektors zeigt die dem 
Konzept zugrundeliegende Theorie ihren nicht­
kognitiven Aussagecharakter46): Das Konzept er­
hebt durch seine objektive, zum Teil mathema­
tische Formulierung einen theoretischen Anspruch, 
formuliert aber seinem tatsächlichen Gehalt nach 
keine Aussagen, die die Wirklichkeit abbilden. 
Aus dem Konzept können daher weder progno­
stische noch unmittelbar politisch-programmatische 
Konsequenzen gezogen werden, wie beispiels­
weise: Soll der Staat konjunkturpolitisch steuernd 
in den privaten Sektor eingreifen oder soll er sich 
konjunkturpolitischem Laissez-faire hingeben? Dies 
wird nicht zuletzt daran deutlich, daß das Konzept 
nur die Frage nach der konjunkturneutralen, nicht 
aber nach der konjunkturgerechten Budgetpolitik 
zu beantworten versucht47). Dagegen trifft es mit 
der Wahl des Basisjahres mittelbar (allokations-) 
politische Vorentscheidungen, ohne jedoch Vor­
hersagen über die Konsequenzen einer fest- und 
fortgeschriebenen Staatsausgabenquote zu ge­
statten.

Konzeptimmanente Kritik

Neben dieser substantiellen Kritik, die an den 
methodischen Wurzeln des Konzepts ansetzte, 
können noch verschiedene konzeptimmanente 
Kritikpunkte herausgestellt werden, die die Vor­
aussetzungen für die praktische Anwendung des 
Konzepts betreffen —  vorausgesetzt, daß der me­
thodische Ansatzpunkt sowie Begriffsinhalt und 
-Verwendung des konjunkturneutralen Haushalts 
akzeptiert werden 4S). Beispielhaft werden hier die 
Punkte angeführt, die im Jahreswirtschaftsbericht

44) G. K r a u s e - J u n k :  Zum K o n z e p t . . . ,  a .a .O . ,  S. 222 f.; 
im O rig ina l kursiv.

■*5) Vgl. K.-P. F o x :  Noch einm al . . ., a. a. O., S. 19.

* 6) H. A l b e r t  (Theorie und P ro g n o s e . . . ,  a .a .O . ,  S. 135f.) 
w eis t auf das m it solchen Theorien verbundene Leerform elpro­
blem hin.

■*7) „D ie  . . . D efin ition  des konjunkturneutra len  Haushalts sagt 
nichts darüber aus, w ie  der ta tsächliche Haushalt . . . gestaltet 

' w erden so ll, und ob ein kon junkturneu tra le r H aushalt g leich­
ze itig  auch s tab ilis ie rungskon fo rm  is t oder zur Rezessionsbe­
käm pfung be iträ g t" (JG 1969/70, Tz. 112, Anm. 2); vg l. zur Unter­
scheidung zwischen konjunkturneutra lem  und -gerechtem  Haus­
halt u. a. W. L a a s e r : Der konjunkturneutra le  Haushalt, K ritik 
an der K ritik , in : WIRTSCHAFTSDIENST, 50. Jg. (1970), H. 9, 
S. 546 f.

*8) M it B e g riffs in ha lt und -Verwendung haben sich u. a. kritisch 
auseinandergesetzt: H. T i m m , a. a. O., S. 385 ff.; G. K r a u s e -  
J u n k :  Zum K o n z e p t . . . ,  a .a .O . ,  S. 212 ff .; d e r s e l b e :  
Problem e des . . . , a. a. O., S. 483 ff.; P. O l l m a n n ,  a. a. O., 
S. 258; K.-P. F o x ;  Konzepte zur B eurte ilung  . ; a. a. O., 
S. 176 ff.; d e r s e l b e :  Noch e in m a l . . . ,  a .a .O . ,  S. 25 f.; W. 
L a a s e r , a. a. O., S. 546 f.
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1971 von der Bundesregierung genannt wurden 49):

□  Abhängigkeit der Ergebnisse von der Wahl des 
Basisjahres (1966), wobei die Schwierigkeiten mit 
zunehmendem Abstand zwischen Basis- und Be­
obachtungsjahr wachsen;

□  Probleme bei der Schätzung des Produktions­
potentials (der Sachverständigenrat geht von 
einem kapitalorientierten Ansatz, d. h. einer limita- 
tionalen Produktionsfunktion aus und setzt damit 
voraus, daß das Arbeitskräftepotential jederzeit 
zur Auslastung des Kapitalstocks ausreicht.);

n  Schätzungenauigkeiten bei der zu berücksich­
tigenden „unvermeidbaren“ Preissteigerungsrate 
und ihrer Komponenten;

□  Vernachlässigung der Liquiditätswirkungen des 
Finanzierungssaldos, der öffentlichen Haushalte, 
d. h. ungenügende Berücksichtigung des Zusam­
menhangs zwischen Geld- und Fiskalpolitik;

□  Rekurs auf die kassenmäßigen Ausgaben statt 
auf die effektive Beanspruchung der Ressourcen 
durch den Staat;

□  Vernachlässigung der unterschiedlichen Aus­
wirkungen der einzelnen Ausgaben- und Einnah­
menkategorien auf den Wirtschaftsablauf;

□  Unterstellung einer weitgehend gleichbleiben­
den Ausgabenstruktur, die gerade bei einer anti­
zyklischen Haushaltsgestaltung nicht zutreffen 
dürfte.

Fox faßt diese konzeptimmanente Kritik wie folgt 
zusammen: „Die Bundesregierung hält das Kon­
zept des konjunkturneutralen Haushalts für metho­
disch einwandfrei, die empirischen Voraussetzun­
gen für seine Anwendung indes für so mangelhaft, 
daß es einstweilen nicht als verläßlicher Maßstab 
zu verwenden ist“ 50). Diese Zusammenfassung ist 
insofern unrichtig, als sich die Bundesregierung 
zu den methodischen Grundlagen überhaupt nicht 
geäußert und bislang nur konzeptimmanente Kri­
tik geübt hat. Zudem verleitet sie Fox zu falschen 
Schlußfolgerungen: „Der Mangel an empirischem 
Wissen kann nicht einen theoretisch richtigen An­
satz Umstürzen“ 51). Wie oben gezeigt wurde, 
besteht ein Wesenszug des Konzepts gerade 
darin, sich durch Tautologisierung vor der Wirk­
lichkeit zu schützen, da es sonst von dieser wider­
legt würde. Wissenschaftstheoretisch verhält es 
sich genau umgekehrt: Nicht die Wirklichkeit hat 
sich nach der Theorie zu richten, sondern die 
Theorie muß mit der Wirklichkeit konfrontiert und 
an ihr geprüft werden.

Funktionen des Konzepts

Vor dem Hintergrund der substantiellen, aber auch 
der konzeptimmanenten Kritik stellt sich die Frage 
nach den Funktionen, die das Konzept zu erfüllen

vermag. Die beiden in der wissenschaftlichen Lite­
ratur angesprochenen, oben bereits zitierten Funk­
tionen (in Kurzform als Leitlinie und Beurteilungs­
maßstab bezeichnet) sind letztlich unauflöslich mit­
einander verknüpft, denn „das konjunkturpolitische 
Konzept des konjunkturneutralen Haushalts wird 
mit der Wahl des Basisjahres allokationspolitisch 
verankert“ 52). Oder anders formuliert: Um den 
wachstumsnormierten Trend treten zyklische 
Schwankungen auf, so daß Wachstums- und Kon­
junkturpolitik untrennbar miteinander verbunden 
bleiben. Weichen aktuelles Volkseinkommen und 
Produktionspotential nicht voneinander ab, d. h. 
sind gleichgewichtige und aktuelle Wachstums­
rate gleich (Auslastungsgrad =  1), kann die Leit­
linienfunktion zum Zuge kommen; stimmen aktuel­
les Volkseinkommen und Produktionspotential 
nicht überein, d. h. weichen gleichgewichtige und 
aktuelle Wachstumsrate voneinander ab (Ausla­
stungsgrad ^  1), soll der konjunkturneutrale Haus­
halt als Maßstab, als Nullmarke dienen 53). Diesen 
Funktionen wird der konjunkturneutrale Haushalt 
jedoch nicht gerecht, wie im folgenden gezeigt 
wird.

Wird für die Planungsperiode mit ausgeglichener 
Konjunktur gerechnet, vollzieht sich also zufällig 
die tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung auf 
dem Pfad des gleichgewichtigen Wachstums, so 
kann die Leitlinie als „triviale Implikation“ 54) der 
modellmäßigen Ableitungen bezeichnet werden. 
Dient das Konzept darüber hinaus als Verhaltens­
regel bzw. als Instrument der Regelbindung55), 
so könnte das unter bestimmten Voraussetzungen 
verstetigend auf die wirtschaftliche Entwicklung 
wirken, führt aber dann zu konjunkturellen 
Schwankungen, wenn die Wachstumsraten des 
aktuellen Sozialprodukts und des Produktions­
potentials voneinander abweichen. Empfehlungen 
an den Staat, sich gemäß den Hauptregeln zu ver­
halten, können insbesondere deswegen nicht ge­
geben werden, weil keine Theorie mit empirischem 
Aussagegehalt vorhanden ist, die durch logische 
Operationen in ihre instrumentale Form überführt 
werden kann. Was die dem Konzept zugrunde­
liegende Wachstumstheorie bietet, ist also kein 
„empirisches Instrumentarium“ der Wachstums­
politik, sondern eine logische Explikation des Zie­
les der Wachstumsstabilisierung, d. h. die Darstel­

49) Vgl. Jahresw irtschaftsbericht 1971 der Bundesregierung (BT- 
Drs. 6/1760),Tz. 17, sowie K.-P. F o x :  Konzepte zur B eurte i­
lung . .  ., a .a .O . ,  S. 172ff. Eine ähnliche Auflis tung der Pro­
blem bereiche, d ie  der praktischen Verwendbarkeit des Konzeptes 
entgegenstehen, finde t sich bei A. S c h m i d t :  M öglichkeiten 
und Problem e der fiska lpo litischen  E ffiz ienzkontrolle , B erlin  1975, 
S. 84 ff., 151 ff.

50) K.-P. F o x :  Konzepte zur B eurte ilung . . . .  a. a. O., S. 175.

51) Ebenda, S. 237.

52) O. G a n d e n b e r g e r , a. a. O., S. 95.

53) Vgl. B. R a h m a n n , B. R ü r u p , a. a. O., S. 267.

54) O. G a n d e n b e r g e r , a. a. O., S. 93.

55) Vgl. B. R a h m a n n , B. R ü r u p , a. a. O., S. 261 ff.
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lung der logischen Implikationen des fortschrei­
tenden Gleichgewichts“ 56).

Das Konzept kann auch nicht der ihm zugewiese­
nen Maßstabfunktion gerecht werden: Der kon­
junkturneutrale Haushalt sollte eigentlich den Null- 
Punkt konjunktureller Wirkungen angeben, also 
das Budget repräsentieren, dessen Vollzug keine 
Wirkung auf die konjunkturelle Entwicklung hat. 
Der konjunkturneutrale Haushalt als hypothetisch 
konzipiertes Budget wird dann vom Sachverstän­
digenrat mit dem tatsächlichen verglichen, um den 
konjunkturellen Effekt zu bestimmen. Nun handelt 
es sich bei diesem aber nicht um vom Budget aus­
gelöste „Wirkungen auf den Auslastungsgrad des 
Produktionspotentials, sondern um eine Größe, 
die nach der vom SVR verwendeten Wirkungslehre 
je nach Vorzeichen auf eine expansive oder re­
striktive Wirkung hindeutet, ähnlich wie der Saldo 
(wie auch immer definiert) in dem vom SVR mit 
Herablassung behandelten Saldenkonzept. Um zur 
eigentlichen Wirkung, etwa in bezug auf die ge­
samtwirtschaftliche Nachfrage oder den gesamt­
wirtschaftlichen Auslastungsgrad, zu gelangen, 
bedarf es noch weiterer Überlegungen, z. B. im 
Rahmen eines Multiplikator- bzw. Akzelerator- 
Modells“ 57). Da der konjunkturneutrale Haushalt 
in Ungleichgewichtsphasen die Konjunktur nicht 
unbeeinflußt läßt und sein Vollzug sogar zu zy­
klischen Entwicklungen um den Gleichgewichts­
pfad führen kann 58), ist es verfehlt, „wenn vom 
Sachverständigenrat dennoch aus Haushaltsabwei­
chungen gegenüber 1966 der jährlichen Haushalts­
politik positive bzw. negative konjunkturelle Effekte 
zugemessen werden, die ja je nach der tatsäch­
lichen konjunkturellen Entwicklung entweder als 
gute oder schlechte Noten an die verantwortliche 
Regierung interpretiert werden“ 59).

“ ) H. A l b e r t :  WachstumsmodeJie und Realität, a. a. O., 
S. 123 f.
57) N. A n d e l ,  a .a .O . ,  S. 65; vgl. zu einem  M odell m it E in­
beziehung von M u ltip lika to re ffek ten  D. B i e h  I , a. a. O., S. 132ff.
58) Vgl. das von G. K r a u s e - J u n k  (Problem e d e s . . . ,  
a .a .O . ,  S. 485 f.) vo rgeste llte  dynamische Nachfragem odell.
59) Ebenda, S. 487.

Praktische Finanz- und Konjunkturpolitik bedürfen 
nicht so sehr einer Orientierung an dem „Abstrak­
tum der Konjunkturneutralität“ 60), sondern viel­
mehr an dem Konkretum der Budgetwirkungen: 
„Für sie allein wichtig ist das Wissen um die kon­
junkturellen Effekte bestimmter Veränderungen 
ihrer Instrumentenvariablen, also der Veränderung 
bestimmter Staatsausgaben, Steuersätze, Abschrei­
bungsmodalitäten u. ä.“ 61).

Praktische Finanz- und Wachstumspolitik bedürfen 
auch keiner tautologisch formulierten Theorie, um 
die logischen Voraussetzungen für eine gleich- 
gewichtige Wirtschaftsentwicklung zu erkennen, 
sondern einer empirisch gehaltvollen Theorie der 
wirtschaftlichen Entwicklung, um Richtlinien für die 
Durchführung wachstumspolitischer Maßnahmen 
zu gewinnen. Für sie ist wichtig das Wissen um 
die Wachstumseffekte von staatlichen (Infrastruk- 
tur-)Ausgaben, das sind Kapazitätseffekt, Ratio­
nalisierungseffekt, indirekter Produktivitätseffekt 
(dieser Effekt mißt die externen Effekte) und 
direkter Wohistandseffekt62).

Weder der einfache Budgetsaldo 63) noch der „kon­
junkturbereinigte Budgetsaldo“ 64) des Sachver­
ständigenrates stellen einen aussagefähigen Maß­
stab für die Wirkungen der Finanzpolitik oder eine 
sinnvolle Leitlinie für eine auf Verstetigung der 
wirtschaftlichen Entwicklung ausgerichtete Budget­
politik dar. Salden sind in ihrer Aussagefähigkeit 
begrenzt, weil sie letztlich das Ergebnis des Zu­
sammenwirkens von privaten und staatlichen Ent­
scheidungsträgern sind, weil sie Erwartungspara­
meter und keine Handlungsparameter darstellen 
und weil sie sich aus verschiedenen Komponenten 
mit verschiedenen Nachfrage- und Wachstums­
effekten zusammensetzen.

6°) Ebenda, S. 487.

6') Ebenda, S. 487 (Hervorhebungen im O rig ina l).
« )  Vgl. R. L. F r e y , a. a. 0 „  S. 48 ff.
63) Zur K rit ik  des einfachen Budgetsa ldos vg l. u. a. K.-P. F o x :  
Konzepte zur B e u r te ilu n g . . . ,  a .a .O . ,  S. 22 ff., sow ie D. 
B i e h I u. a., a. a. O., S. 129 f.
¿4) O. G a n d e n b e r g e r , a. a. O., S. 35, 40, 95.
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